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Auf Antrag der DB Station & Service AG (Vorhabentragerin) erlasst das Eisenbahn-
Bundesamt nach § 18 Abs. 1 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) i. V. m. 8§ 74
Abs. 6 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) folgende

Plangenehmigung

A. Verfugender Teil

Al

Genehmigung des Plans

Der Plan fur das Vorhaben ,Bahnhof Freising- Errichtung eines Backshop-Pavillons®,

in der Gemeinde Freising, im Landkreis Freising, Bahn-km 40,730 der Strecke

5500,Mlnchen - Regensburg, wird mit den in dieser Genehmigung aufgefuhrten

Nebenbestimmungen genehmigt.

Gegenstand des Vorhabens ist im Wesentlichen:

e die Errichtung eines Anbaus fir die Unterbringung eines Filialbetriebs einer

Backwarenkette zur Reisendenversorgung

A.2

Planunterlagen

Der Plan besteht aus folgenden Unterlagen:

Unterlage |Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Bemerkung
1 Erlauterungsbericht, Planungsstand: 30.05.2022, 13 genehmigt
Seiten
2.1 Ubersichtsplan, Planungsstand: 20.04.2022, ohne nur zur
Mal3stab Information
2.2 Lageplan, Planungsstand: 07.06.2022, Mal3stab 1 : 500 | genehmigt
3.1 Bauwerkspléane Grundrisse/ Schnitte/ Ansichten, genehmigt
Planungsstand 24.09.2021, Mal3stab 1 : 100
4.1 Bauwerksverzeichnis, Planungsstand: 03.05.2022, 1 genehmigt
Blatt
5 Brandschutzkonzept: nur zur
Information
5.1 Fachtechnische Stellungnahme, Stand: 30.06.2020,
6 Seiten
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Unterlage |Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Bemerkung

5.2 Zertifikat BSK-Ersteller, Datum der Prifung:
05./06.07.2018, 2 Blatter

5.3 FTS graphisch, Stand: 30.06.2020

5.4 Freigabe FTS vom 03.07.2020, 2 Seiten

A.3 Besondere Entscheidungen

A.3.1 Wasserrechtliche Erlaubnisse und Bewilligungen

-entfallt-

A.3.2 Konzentrationswirkung

Durch die Plangenehmigung wird die Zulassigkeit des Vorhabens einschlieRlich der
notwendigen FolgemaRhahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von ihm
berthrten 6ffentlichen Belange festgestellt; neben der Plangenehmigung sind andere
behdrdliche Entscheidungen, insbesondere 6ffentlich-rechtliche Genehmigungen,
Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen
nicht erforderlich (8 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 Satz 2 Halbsatz 1 VWVIG

i. V. m. 8 75 Abs. 1 VWV{G).

A.4  Nebenbestimmungen

A.4.1 Immissionsschutz

A.4.1.1 Baubedingte LA&rmimmissionen

e Bei der Durchfihrung des Vorhabens sind die Bestimmungen der
»Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm—
Gerauschimmissionen -“ (AVV-Baularm) anzuwenden und dementsprechend
ggf. notwendige MaRnahmen zur Larmminderung unter Bertucksichtigung der
ortlichen Gegebenheiten und sonstigen Umstanden zu ergreifen. Nach dem
Stand der Technik vermeidbare Beeintrachtigungen der Nachbarschaft durch

Bauldrm sind zu unterlassen.

e Es gelten die Bestimmungen der 32. BImSchV (Geréte- und

Maschinenlarmschutzverordnung). Die eingesetzten Baumaschinen miissen
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(soweit einschlagig) den Anforderungen der Richtlinie 2000/14EG Stufe I,
geandert durch die Richtlinie 2005/88/EG, entsprechen.

Fir die Baustelleneinrichtungs- und die Bereitstellungsflachen gelten die
Bestimmungen der AVV Bauldrm und der 32. BImSchV (Gerate- und

Maschinenlarmschutzverordnung) entsprechend.

Die Vorhabentrégerin hat bereits tiber die Ausschreibung sicherzustellen,
dass durch die beauftragen Bauunternehmen ausschlief3lich Bauverfahren
und Baugerate eingesetzt werden, die hinsichtlich ihrer Schall- und

Erschitterungsemissionen dem Stand der Technik entsprechen.

Die Vorhabentragerin hat dabei ebenfalls sicherzustellen, dass die Baustellen
so geplant, eingerichtet und betrieben werden, dass Gerausche verhindert
werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind. Dies bedeutet
auch, dass auf der Baustelle larm- und schadstoffarme Baumaschinen zu

verwenden sind.

Larm- und/ oder erschitterungsintensive Bauarbeiten in der Nacht (20:00 Uhr
bis 7:00 Uhr) sind grundsétzlich auf das betrieblich unumgangliche Mal3 zur
Aufrechterhaltung des Bahnverkehrs zu beschréanken und ortstiblich

rechtzeitig bekannt zu geben.

Dem Eisenbahn-Bundesamt sind solche Bauarbeiten mdglichst friihzeitig vor

Beginn schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige soll folgende Angaben beinhalten:

Bauort (km-Angabe ,von ... bis ..."),

Dauer der Arbeiten,

- Art der Arbeiten,

- Bauleiter mit Telefonnummer sowie

- gdf. die geplanten MaRnahmen zum Schutz der Anwohner.

- Die Notwendigkeit der Nachtarbeit ist in der vorgenannten Anzeige

nachvollziehbar zu begriinden.

A.4.2 Abfallwirtschaft, Altlasten und Bodenschutz

Das anfallende Aushub- und Abbruchmaterial sowie sonstige auf der
Baustelle anfallende Abfalle sind nach den einschlagigen Vorschriften —
insbesondere des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) — zu verwerten bzw.

zu beseitigen. Die nach der Nachweisverordnung ggf. erforderlichen
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Nachweise sind zu fiihren und ggf. auf Verlangen der zustandigen Behérde

vorzulegen.

Abfalle zur Verwertung (z.B. leere Gebinde, Verpackungsmaterialien und
dergleichen) diirfen nicht lose und vor Witterungseinfliissen ungeschuitzt im
Freien gelagert werden. Sie sind einer ordnungsgemalfen Verwertung
zuzufuhren. Die einschlagigen Vorschriften zum Grundwasser- und

Gewasserschutz sowie die abfallrechtlichen Bestimmungen sind zu beachten.

Gefahrliche Abfalle sind von anderen Abféllen getrennt zu halten. Der
gewerbsmaRige Transport der gefahrlichen Abfalle darf nur von Beftrderern
vorgenommen werden, die im Besitz einer giltigen Transportgenehmigung
sind. Die Bestimmungen der Nachweis-Verordnung (NachwV) in der jeweils

gultigen Fassung sind hierbei zu beachten.

Das Aushub- und Abbruchmaterial ist durch einen Sachverstandigen nach 8
18 BBodSchG zu beproben.

Sollten im Rahmen der AushubmafRnahmen schédliche
Bodenverunreinigungen festgestellt werden, die durch den Aushub fir die
Baumafinahme nicht abgrenzbar und ganzlich zu beseitigen sind, ist das
Landratsamt Freising — Sachgebiet Bodenschutz / Abfall — unverztiglich zu

verstandigen und die weitere Vorgehensweise abzustimmen.

A.4.3 Offentliche Ver- und Entsorgungsanlagen

Ad.4

A.4.5

Rechtzeitig vor Baubeginn sind bei den Freisinger Stadtwerken die Spartenplane von
der beauftragten Baufirma einzuholen.

Kampfmittel
Es sind die einschlagigen Hinweise, Informationen und Verhaltensregeln zu
Kampfmitteln und den damit verbundenen Gefahren der Bekanntmachung des

Bayerischen Innenministeriums ,,Abwehr von Gefahren durch Kampfmittel“ zu
beachten.

Brand und Katastrophenschutz

Die in der Fachtechnischen Stellungnahme (FTS) bezeichneten Malinahmen sind vor
Betrieb der baulichen Anlage umzusetzen.
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A.4.6 Unterrichtungspflichten

Die Zeitpunkte des Baubeginns und der Fertigstellung sind dem Eisenbahn-Bundes-

amt, AulRenstelle Minchen, méglichst friihzeitig schriftlich bekannt zu geben.

A.5  Entscheidung Uber Einwendungen, Forderungen, Hinweise und Antrage

Die Einwendungen der Betroffenen und der sonstigen Einwender sowie die von
Behdrden und Stellen geduRRerten Forderungen, Hinweise und Antrage werden
zurickgewiesen, soweit ihnen nicht entsprochen wurde oder sie sich nicht auf andere

Weise erledigt haben.

A.6  Sofortige Vollziehung

Die Plangenehmigung ist kraft Gesetzes gegenlber Dritten sofort vollziehbar.

A.7  GebUhr und Auslagen

Die Gebuhr und die Auslagen fur das Verfahren tragt die Vorhabentragerin. Die Hohe

der Gebihr und der Auslagen werden in gesonderten Bescheiden festgesetzt.
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B.

B.1

B.1.1

B.1.2

Begrundung

Sachverhalt

Gegenstand des Vorhabens

Das Bauvorhaben ,Bahnhof Freising- Errichtung eines Backshop-Pavillons* hat die
Errichtung eines Anbaus an das bestehende Bahnhofsgebaude zur Verbesserung der
Versorgungsmaglichkeiten zum Gegenstand. Dieser soll als ein konstruktiv
eigenstandiger Anbau errichtet werden und Raum fir einen Filialbetrieb einer
Backwarenkette bieten. Die Grundflache betragt ca. 14,50 mal 5,50 m. Die Anlagen

liegen bei Bahn-km 40,730 der Strecke 5500 Munchen - Regensburg in Freising.

Verfahren

Die DB Station&Service AG (Vorhabentragerin) hat mit Schreiben vom 30.09.2021,
Az. I.SP-S-1(S2), Thomas Funk, eine Entscheidung nach § 18 Abs. 1 AEG i. V. m.

§ 74 Abs. 6 VWVIG flir das Vorhaben ,Bahnhof Freising- Errichtung eines Backshop-
Pavillons" beantragt. Der Antrag ist am 30.09.2021 beim Eisenbahn-Bundesamt,

Auf3enstelle Minchen, eingegangen.

Mit Schreiben vom 02.03.2022 und 19.05.2022 wurde die Vorhabentragerin um
Uberarbeitung der Planunterlagen gebeten. Die Unterlagen wurden mit Schreiben
vom 22.04.2022 und 08.06.2022 wieder vorgelegt.

Das Eisenbahn-Bundesamt hat festgestellt, dass fur das gegenstandliche Vorhaben
keine Verpflichtung auf Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung besteht
(88 5 ff. Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG)).

Das Eisenbahn-Bundesamt hat im Plangenehmigungsverfahren Stellungnahmen von

Tragern offentlicher Belange eingeholt.

Folgende Stellungnahmen enthalten Bedenken, Forderungen oder Empfehlungen:

Lfd. Nr. |Bezeichnung

1. Landratsamt Freising
Stellungnahme vom 19.08.2022, Az. 2022/06 Eisenbahn
2. Stadtwerke Freising

Stellungnahme vom 27.07.2022

Die Stadt Freising hat sich zum Vorhaben nicht geaul3ert.
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B.2

B.2.1

B.2.2

B.3

Verfahrensrechtliche Bewertung

Rechtsgrundlage

Rechtsgrundlage fur die vorliegende planungsrechtliche Entscheidung ist § 18 Abs. 1
AEG i. V. m. 8 74 Abs. 6 VWVIG. Betriebsanlagen einer Eisenbahn einschlief3lich der
Bahnfernstromleitungen dirfen nur gebaut oder geandert werden, wenn der Plan
vorher festgestellt ist. Bei der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben beriihrten
offentlichen und privaten Belange einschliel3lich der Umweltvertraglichkeit im

Rahmen der Abwéagung zu bericksichtigen.

An Stelle eines Planfeststellungsbeschlusses kann gemaf § 18 Abs. 1 AEG i. V. m.

§ 74 Abs. 6 VWVIG eine Plangenehmigung erteilt werden, wenn

1. Rechte anderer nicht oder nur unwesentlich beeintrachtigt werden oder die
Betroffenen sich mit der Inanspruchnahme ihres Eigentums oder eines anderen

Rechts schriftlich einverstanden erklart haben,

2. mit den Tragern offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich berthrt wird, das

Benehmen hergestellt worden ist und

3. nicht andere Rechtsvorschriften eine Offentlichkeitsbeteiligung vorschreiben, die
den Anforderungen des § 73 Abs. 3 Satz 1 und Absatz 4 bis 7 VwWVfG

entsprechen muss.

Die genannten Punkte liegen im vorliegenden Vorhaben vor. Die Voraussetzungen
fur eine Plangenehmigung gemaR § 18 Abs. 1 AEG i. V. m. § 74 Abs. 6 VwV{G sind

somit gegeben.

Zustandigkeit
Gemal § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Abs. 2 Gesetz Uber die Eisenbahn-

verkehrsverwaltung des Bundes (BEVVG) ist das Eisenbahn-Bundesamt fur den
Erlass einer planungsrechtlichen Entscheidung nach § 18 Abs. 1 AEGi.V.m. 8§74
Abs. 6 VWVTG fiir Betriebsanlagen von Eisenbahnen des Bundes zustandig. Das
Vorhaben bezieht sich auf Betriebsanlagen der Eisenbahninfrastrukturbetreiberin DB
Station&Service AG.

Umweltvertraglichkeit

Das Vorhaben betrifft den Neubau einer sonstigen Betriebsanlage von Eisenbahnen,
insbesondere einer intermodalen Umschlagsanlage oder eines Terminals fur

Eisenbahnen, Nummer 14.8.3 der Anlage 1 zum UVPG.
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B.4

B.4.1

B.4.2

Eine Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung besteht nicht. Bei
dem geplanten Vorhaben (Anbau eines Pavillons fir die Einrichtung eines
Backshops) handelt es sich um den Bau einer sonstigen Betriebsanlage von
Eisenbahnen. Hierfur wird lediglich eine Flache von insgesamt 79 m? beansprucht.
Folglich nimmt das Vorhaben nach den vorliegenden Unterlagen bereits keine
Flachen einer GroBenordnung i.S.d. Anlage 1 Nr. 14.8.3.1 bzw. Nr. 14.8.3.2 UVPG in

Anspruch. Die Voraussetzungen von Anlage 1 Nr. 14.8.3 liegen somit nicht vor.

Fur das Vorhaben besteht daher von Gesetzes wegen auch ohne standortbezogene
bzw. allgemeine Vorpriifung keine Pflicht zur Durchfiihrung einer

Umweltvertraglichkeitsprifung.

Materiell-rechtliche Wirdigung des Vorhabens

Planrechtfertigung

Fur das gestiegene Fahrgastaufkommen soll zur Erweiterung der
Versorgungsmoglichkeiten am Bahnhof Freising ein Anbau errichtet werden, der
Raum fir einen Filialbetrieb einer Backwarenkette bietet. Der Nutzungszweck dient
ausschlieBlich der direkten Reisendenversorgung. Wesentlicher Kern des
Verkaufssortimentes sind warme und kalte Getranke, frische Backwaren und
Imbissprodukte. Zielgruppen sind Berufspendler, Auszubildende und Reiseumsteiger
zum Flughafen Munchen. Der Verkauf ist mit einem Tresenkonzept und im gewissen
Anteil an Steh- und Sitzmdglichkeiten geplant. Mit der quantitativen Erweiterung des
Angebotes am Bahnhof Freising wird den Erfordernissen und Moglichkeiten aus dem

kontinuierlich wachsenden Fahrgastaufkommen entsprochen.

Die Malinahme ist damit ,verninftigerweise geboten® im Sinne des
Fachplanungsrechts

Immissionsschutz

Das Vorhaben ist mit den Belangen des Immissionsschutzes nach MalRgabe dieser
Plangenehmigung vereinbar. Die Regelungen dieser Plangenehmigung stellen sicher,
dass schadliche Umwelteinwirkungen entsprechend den anerkannten Regeln der

Technik soweit wie mdglich vermieden und rechtliche Vorgaben eingehalten werden.

B.4.2.1 Baubedingte La&rmimmissionen

Im Rahmen des Plangenehmigungsverfahrens ist tber die Zulassigkeit des

beantragten Vorhabens auch in Anbetracht der sich darauf ergebenden baubedingten
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Beeintrachtigungen zu entscheiden. Die Feststellung der Zulassigkeit des Vorhabens
erfolgt nicht nur hinsichtlich des fertiggestellten Vorhabens, sondern umfasst auch

dessen Herstellung.

Eine Baustelle als eine funktionale Zusammenfassung von Maschinen, Geraten und
ahnlichen Einrichtungen stellt eine Anlage im Sinne von § 3 BImSchG dar. Da es sich
bei Baustellen nicht um genehmigungsbedurftige Anlagen handelt, ist § 22 Abs. 1
BImSchG einschléagig.

Nach 8§ 22 Abs. 1 BImSchG sind nicht genehmigungsbedurftige Anlagen so zu

errichten und betreiben, dass

- nach dem Stand der Technik vermeidbare schadliche Umwelteinwirkungen

verhindert werden und

- nach dem Stand der Technik unvermeidbare schadliche Umwelteinwirkungen auf

ein Mindestmal} beschrénkt werden.

Einen Mal3stab zur Beurteilung von Baustellenlarm gibt die Allgemeine
Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baularm — Gerduschimmissionen — vom 19.
August 1970 (Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 160 vom 1. September 1970, AVV
Baularm), die aufgrund des Gesetzes zum Schutz gegen Bauldarm vom 9. September

1965 erlassen wurde und gemal § 66 Abs. BImSchG weiter gilt.

Darin sind unter Ziffer 3.1.1 Immissionsrichtwerte fir den Tages- bzw. Nachtzeitraum
festgelegt, bei deren Einhaltung von einer zumutbaren Larmbelastigung
ausgegangen werden kann. Bei der Durchflihrung von Bauarbeiten sind die
Regelungen der AVV Baularm von der Vorhabentragerin bzw. den Bauunternehmen
zu beachten und bei Uberschreitung der maRgeblichen Immissionsrichtwerte

grundsatzlich (weitere) MaRnahmen zur LA&rmminderung anzuordnen.

Die Baudurchfihrung wird aufgrund der Lage und des Platzangebotes als kleinteilige
Handwerksleistung zu sehen sein. Uberschreitungen der Richtwerte der AVV

Bauldrm sind nicht zu erwarten.

Hinsichtlich der Bauzeiten ist allgemein festzuhalten, dass grundsétzlich tagstber zu

bauen ist.

Das Eisenbahn-Bundesamt kommt zu dem Ergebnis, dass bei Einhaltung der
gesetzlichen Bestimmungen sowie der unter Ziffer A.4.1.1 des Verfiigenden Teils
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B.4.3

B.4.4

B.4.5

B.4.6

auferlegten Nebenbestimmungen keine schadlichen Umwelteinwirkungen i.S.v. § 3

Abs. 1 BImSchG durch das Vorhaben zu erwarten sind.

Abfallwirtschaft, Altlasten und Bodenschutz

Das plangenehmigte Vorhaben steht bei Beachtung der im Bescheid festgesetzten
Nebenbestimmungen unter Ziffer A.4.2 mit den Belangen der Abfallwirtschaft, der
Altlasten und des Bodenschutzes im Einklang. Die Stellungnahme der Fachbehérde

wurde bertcksichtigt.

Der Bahnhof Freising wurde beim Bombenangriff am 18.04.1945 beinahe vollstandig
zerstort. Es ist daher nicht auszuschlie3en, dass die Auffillbéden Schadstoffe
enthalten. Da ein Asphaltbelag vorliegt, ist nicht auszuschliel3en, dass dieser

teerhaltig ist. Entsprechende Untersuchungen sind demnach erforderlich.

Das anfallende Material ist ordnungsgemal entsprechend der gesetzlichen
Regelungen zu entsorgen. Soweit es der Bauzustand erforderlich machen sollte,
dass auszubauendes Material zwischengelagert werden muss, ist sicherzustellen,
dass die Zwischenlagerung entsprechend der gesetzlichen Vorschriften,

insbesondere zum Schutz des Wassers und des Bodens durchgefiihrt wird.

Brand- und Katastrophenschutz

Seitens der Vorhabentragerin wurde eine fachtechnische Stellungnahme den
Brandschutz betreffend (Unterlage 5) vorgelegt. Hierin wurden die Einfliisse des
geplanten Pavillons auf das bestehende Empfangsgebaude sowie fir die Flucht- und
Rettungswege fir das Gebaude und die Verkehrsstation untersucht.

Die darin vorgesehenen MalRnahmen sind umzusetzen, gegebenenfalls ist das

Brandschutzkonzept des Bahnhofs um die Baumalinahme zu erweitern.

Den Brandschutzbelangen wird damit Rechnung getragen.

Offentliche Ver- und Entsorgungsanlagen

An Kabeln und Leitungen sind keine Anderungen vorgesehen. Die Forderung seitens

der Freisinger Stadtwerke wurde unter A.4.3 aufgenommen.

Kampfmittel

Der Bahnhof Freising wurde im April 1945 mit Spreng- und Brandbomben
bombardiert und dabei nahezu géanzlich zerstort.
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B.4.7

B.5

B.6

B.7

Die Nebenbestimmung unter A.4.4 stellt sicher, dass etwaige Blindganger und

Kampfmittel aufgefunden werden.

Sonstige dffentliche Belange

Sonstige offentliche Belange, die dem Vorhaben entgegenstehen kdnnten, sind nicht

erkennbar.

Gesamtabwagung

Am antragsgegenstandlichen Vorhaben besteht ein 6ffentliches Interesse. Die
Planfeststellungsbehdrde hat die unterschiedlichen 6ffentlichen und privaten Belange
ermittelt, alle Belange in die Abwégung eingestellt und diese gegeneinander und

untereinander abgewogen.

Durch die Planung und die in der Plangenehmigung verfiigten Nebenbestimmungen
konnte sichergestellt werden, dass keine 6ffentlichen und privaten Belange in
unzumutbarer Weise beeintrachtigt werden und die Belange im Hinblick auf eine

wirksame Umweltvorsorge beriicksichtigt wurden.

Das Eisenbahn-Bundesamt kommt zu dem Ergebnis, dass sich keine Tatsachen
erkennen lassen, die eine Versagung des Vorhabens oder umfassende Anderungen
an der Vorhabenplanung selbst erfordert hatten. Gleichfalls stehen dem genehmigten
Vorhaben nach den gewonnenen Erkenntnissen keine Belange und Interessen
anderer gegenuber, die einen weitergehenden Einbezug anderer Trager 6ffentlicher
Belange, von Privaten oder der Offentlichkeit in das fachplanungsrechtliche
Zulassungsverfahren bedurft hatten. Das Vorhaben ist mit den 6ffentlichen und
privaten Belangen vereinbar. Insofern konnte die planungsrechtliche Entscheidung in
der vorgenommenen Weise nach § 18 AEG i.V.m 8§ 74 Abs. 6 VwWVIG ergehen.

Sofortige Vollziehung

Die Plangenehmigung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar (§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3a
VwGO).

Entscheidung Uber Gebuhr und Auslagen

Die Entscheidung uber die Gebuhren und Auslagen beruht auf § 1i. V. m. 8§ 22
Abs. 3 und 4 des Bundesgebihrengesetzes (BGebG) i. V. m. der besonderen
Gebuhrenverordnung des Bundesministeriums fir Verkehr und digitale Infrastruktur

fur individuell zurechenbare 6ffentliche Leistungen des Eisenbahn-Bundesamtes
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(Besondere Gebuihrenverordnung Eisenbahn-Bundesamt — EBA BGebV). Uber die

Hohe ergehen gesonderte Bescheide.
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C. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die vorstehende Plangenehmigung kann innerhalb eines Monats nach

Zustellung Klage beim
Bayerischen Verwaltungsgerichtshof
LudwigstralRe 23

80539 Minchen

erhoben werden.

Der Klager hat innerhalb einer Frist von zehn Wochen ab Klageerhebung die zur

Begriindung seiner Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel anzugeben.

Eisenbahn-Bundesamt
Aul3enstelle Miinchen
Munchen, den

Az. 651pph/007-2021#011
EVH-Nr. 3470755

Seite 15 von 15




	A. Verfügender Teil
	A.1 Genehmigung des Plans
	A.2 Planunterlagen
	A.3 Besondere Entscheidungen
	A.3.1 Wasserrechtliche Erlaubnisse und Bewilligungen
	A.3.2 Konzentrationswirkung

	A.4 Nebenbestimmungen
	A.4.1 Immissionsschutz
	A.4.1.1 Baubedingte Lärmimmissionen

	A.4.2 Abfallwirtschaft, Altlasten und Bodenschutz
	A.4.3 Öffentliche Ver- und Entsorgungsanlagen
	A.4.4 Kampfmittel
	A.4.5 Brand und Katastrophenschutz
	A.4.6 Unterrichtungspflichten

	A.5 Entscheidung über Einwendungen, Forderungen, Hinweise und Anträge
	A.6 Sofortige Vollziehung
	A.7 Gebühr und Auslagen

	B. Begründung
	B.1 Sachverhalt
	B.1.1 Gegenstand des Vorhabens
	B.1.2 Verfahren

	B.2 Verfahrensrechtliche Bewertung
	B.2.1 Rechtsgrundlage
	B.2.2 Zuständigkeit

	B.3 Umweltverträglichkeit
	B.4 Materiell-rechtliche Würdigung des Vorhabens
	B.4.1 Planrechtfertigung
	B.4.2 Immissionsschutz
	B.4.2.1 Baubedingte Lärmimmissionen

	B.4.3 Abfallwirtschaft, Altlasten und Bodenschutz
	B.4.4 Brand- und Katastrophenschutz
	B.4.5 Öffentliche Ver- und Entsorgungsanlagen
	B.4.6 Kampfmittel
	B.4.7 Sonstige öffentliche Belange

	B.5 Gesamtabwägung
	B.6 Sofortige Vollziehung
	B.7 Entscheidung über Gebühr und Auslagen

	C. Rechtsbehelfsbelehrung

